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Datenschutzrichtlinie 
verabschiedet 
VADUZ - Der Landtag hat am Vormittag 
einstimmig eine neue EWR-Richtlinie be
schlossen, in der festgelegt ist, dass Men
schen, bei der automatischen Verarbeitung 
personenbezogener Daten besser geschützt 
werden. 

Das Europäische Übereinkommen zum 
Schutz des Menschen bei der automatischen 
Verarbeitung personenbezogener Daten ist 
ein wichtiger Schritt in Richtung einer Har-
rnonisierung von einzelstaatlichen Gesetz
gebungen und einer Weiterentwicklung der 
internationalen Zusammenarbeit. Es will ein 
hohes Datenschutzniveau sicherstellen und 
gleichzeitig den freien, grenzüberschreiten
den Informationsaustausch ermöglichen. 
Rudolf Lampert von der FBP hielt fest, dass 
die Richtlinie weder finanzielle Konsequen
zen habe noch sich auf die Gesetzgebung 
auswirke, da sie innerstaatlich bereits umge
setzt sei. (dorn) 

Gegen Zahlungsverzug 
im Geschäftsverkehr 
VADUZ - Der Landtag befasste sich ges
tern in erster Lesung mit der Gesetzesvorla
ge zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im 
Geschäftsverkehr. 

Peter Lampert (FBP, im Bild) hielt zur 
Gesetzesvorlage fest, dass die Übernahme 
der EU-Richtlinie vor allem europaweit täti
gen Klein- und Mittelunternehmcn helfen 
soll, nach Warenanlieferungen schneller an 
ihr Geld zu kommen. «Der Hintergrund für 
die EU-Richtlinie ist die Verschlechterung 
der Zahlungsmoral in der EU. Schon 1995 
hat die EU eine Empfehlung herausgegeben, 
doch ist die Zahlungsdisziplin in vielen EU-
Ländern deswegen nicht verbessert, sondern 
verschlechtert worden.» Die im Bericht der 
Regierung angeführten Zahlen würden ihm 

Anlass zum Denken geben, denn einer von 
vier Insolvenzfallen sei auf Zahlungsverzug 
zurückzuführen. «Ich bin der Überzeugung, 
dass es für unsere; Unternehmen nicht 
schlecht ist, wenn wir die Abänderung des 
Gesetzes vornehmen. Auch kleine und mitt
lere Unternehmen breiten ihre Geschäftstä
tigkeit immer mehr über die Landesgrenzen 
aus. 

Landtagsvizepräsident Peter Wolff (Bild) 
äusserte indessen Bedenken betreffend die 
richtlinienkonforme Umsetzung. «Ich hege 
Zweifel, ob die Richtlinie konkret unige
setzt ist.» Ohne Mahnung gebe es keine Ver
zugszinsen. Gerichte würden verlangen, 
dass bei Zahlungsverzug mit einer Fristset
zung gemahnt werden müsse, bevor über
haupt Verzugszinsen geltend gemacht wer
den können. Die Regierung wird diese An
regung des Landtagsvizepräsidenten bis zur 
zweiten Lesung prüfen. (pk) 

Proaktive Strategie der 
Regierung wird begrüsst 

Integrierte und unabhängige Finanzmarktaufsicht deutlich befürwortet 
' VADUZ - Die von der Regierung 

geplante Schaffung einer integ
rierten und unabhängigen Fi
nanzmarktaufsichtsbehörde 
(FMA) wurde gestern im Landtag 
einhellig begrüsst. Eintreten auf 
die Vorlage war unbestritten. 
»Martin Frommelt  ' 

Bisher ist die Finanzmarktaufsicht 
in Liechtenstein auf verschiedene 
Behörden verteilt, neu sollen diese 
Aufgaben einer einzigen Aufsichts
behörde übertragen werden. Diese 
Behörde, die ab Anfang 2005 tätig 
sein soll, wird von der Regierung 
unabhängig sein und als selbständi
ge öffentlich-rechtliche Anstalt aus 
der Landesverwaltung ausgeglie
dert werden. 

Wettbewerbsfähigkeit gestärkt 
Jürgen Zech (FBP) begrüsste die 

«Verstärkung der Unabhängigkeit 
der Finanzmarktaufsicht und die 
Schaffung einer integrierten Auf
sichtsbehörde nach internationalen 
Standards»: «Der Erhalt eines sau
beren Finanzplatzes, mit einer effi
zienten und anerkannten Finanz
marktaufsicht, die internationalen 
Standards entspricht, hat grosse 
volkswirtschaftliche Bedeutung.» 
«Eine effiziente und anerkannte Fi-
nanzmarktaufsicht stärkt die inter
nationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Finanzplatzes, ausserdem kann 
auch die Effizienz der Aufsicht ge
steigert werden», sagte Zech. Sei
ner Überzeugung nach fällt da
durch die «Gefahr einer Verzette
lung durch die Zuständigkeit ver
schiedener Stellen in unterschied
lichen Ressorts weg». 

Gegen Überregulierung 
Nach Ansicht von Zech wird es 

wichtig sein, «dass die FMA als 
mit umfangreichen Kompetenzen 
ausgestattete Stelle nicht eine fal
sche Eigendynamik entwickelt. In 
dem Sinne, dass die Finanzinterme
diäre mit sachlich nicht notwendi
gen Regulierungen überzogen wer
den. Diesem Aspekt wird stetige 
Aufmerksamkeit zu schenken 
sein.» Eine so schlank und effizient 
als möglich zu haltende Aufsicht 
sei für Liechtenstein auch deshalb 
zentral, so Jürgen'Zech, «um unse
ren Finanzdienstleistungssektor im 
internationalen Vergleich nicht 

i '  *
  fe 

l , a»' 
* j "* •  s { l HsF ii 

5- , " '» 1 „ "1 
v ' I '  " •  J- C4 iW » v«i -1 

M M H  
pjv i  t +*

  { 

^  f s S 
^ .  r .» T 

• - : ^ i 

Lobte die vorausschauende Politik der Regierung: Alois Beck (FBP). 

durch eine zu hohe Regulierungs
dichte zu benachteiligen». 

Massnahme auch im 
Interesse der Marktteilnehmer 

Adrian Hasler (FBP) wies in sei
nem Votum darauf hin, dass eine 
Stärkung der Aufsicht auch im 
Interesse der Marktteilnehmer lie
ge: «Dies zeigt sich auch an den 23 
Stellungnahmen zum Vernehinlas-
sungsbericht der Regierung. Darin 
zeigt sich, dass die Schaffung einer 
integrierten und unabhängigen Fi
nanzmarktaufsicht ausdrücklich 
begrüsst wird. Eine Aufsicht, die 
international anerkannt wird, liefert 
einen wichtigen Beitrag zur Repu
tation des Finanzplatzes Liechten
stein und stellt einen wichtigen 
Schritt für die zukünftige Wettbe
werbsfähigkeit dar.» 

«Liechtensteinische» Lösung 
Als kritisch erachtet Adrian Has

ler die Absicht, dass nur zwei Mit
glieder des Aufsichtsrates eine 
Funktion im Finanzdienstleistungs
bereich ausüben dürfen; hier beste
he die Gefahr, dass die FMA damit 
ausländisch beherrscht wird. Aus 
diesem Grund ersuchte Hasler die 
Regierung zu prüfen, ob nicht über 
detaillierte Ausstandsregelungen 

eine «liechtensteinische» Lösung 
gefunden werden könne. In die 
gleiche Richtung votierten auch die 
VU-Abgeordneten Ivo Klein und 
Hugo Quaderer. Bei der Beratung 
des entsprechenden Gesetzesarti
kels wurden seitens der Abgeordne
ten mehrere Vorschläge hinsicht
lich einer solchen Lösung gemacht. 
Regierungschef Otmar Hasler sagte 
dazu, selbstverständlich sei auch 
die Regierung daran interessiert, 
den Aufsichtsrat durch fähige liech
tensteinische Personen besetzen zu 
können. . 

Als kritisch erachtet Hasler auch, 
dass die FMA zwar die Möglich
keit haben soll, generell-abstrakte 
Erlasse in Form von Richtlinien zu 
erlassen, ohne" aber eine Verord
nungskompetenz zu haben. Die Ab
grenzung zwischen Richtlinien und 
Verordnungen sei unklar, so Adrian 
Hasler, der die Regierung ersuchte, 
auch diesbezüglich noch einmal 
über die Bücher zu gehen. 

Vorausschauende 
Politik der Regierung gelobt 

Der FBP-Abgeordnete Alois 
Beck erwähnte die strategische 
Vorgehensweise der jetzigen Re
gierung lobend. Mit  dem vorbeu
genden FMA-Schritt könne nach 

Ansicht von Beck vermieden wer
den, «mittelfristig reaktiv und unter 
grossem Zeitdruck handeln -zu 
müssen und damit suboptimale, 
nicht auf die Spezifika Liechten
steins Rücksicht nehmende Rege
lungen einführen zu müssen. Damit 
sollen die Lehren aus der jüngeren 
Vergangenheit gezogen werden.» 
Ähnlich wie zuvor schon Jürgen 
Zech sagte Alois Beck, er gehe da
von aus, «dass auch eine unabhän
gige und verselbständigte Behörde 
kein Eigenleben führt, sondern ih
ren volkswirtschaftlichen Auftrag 
im Auge behält». 

Positiv, aber nicht unkritisch 
Seitens der Opposition sagte Ivo 

. Klein (VU) ebenso wie andere VU-
Abgeordnete, er stehe der Vorlage 
grundsätzlich positiv gegenüber. 
Dies soll aber nicht heissen, dass 
alles unkritisch übernommen wer
de, so Klein. Seiner Ansicht nach 
sind auch bei der Übernahme inter
nationaler Standards die speziellen 
liechtensteinischen Begebenheiten 
zu Würdigen. «Gerade dieser liech
tensteinische Aspekt kommt mir in 
diesem Bericht und Antrag etwas 
zu kurz», monierte der VU-Abge-
ordnete. Als Beispiele nannte er un
ter anderen die unklare Kompe
tenzabgrenzung zwischen Ge
schäftsleitung und Aufsichtsrat so
wie insbesondere die Aufsichtsrats
zusammensetzung. Wie bereits 
Adrian Hasler plädierte auch Klein 
dafür, dass bei den Aufsichtsrats
mandaten über die Ausstandsrege
lung eine liechtensteinische Lö
sung gefunden werden müsse. 

Genugtuung für Regierung 
Regierungschef Otmar Hasler 

freute sich über die positive Auf
nahme des Berichtes. Die grundle
genden Anliegen der Vorlage seien 
nicht in Frage gestellt worden. Der 
Regierungschef bekräftigte noch
mals seine Ansicht, dass diese Neu
organisation der FMA durch die 
Konzentration der Kräfte zur Stabi
lität des Finanzplatzes und damit 
zum ordnungsgemässen Funktio
nieren des Finanzmarktes beitragen 
werde,. Auch die Regierung wolle 
jegliche Überregulierung vermei
den, allerdings liege dies letztlich 
in der Entscheidung des Landtages 
als Gesetzgeber, ,so Regierungschef 
Otmar Hasler. 

Vorzeitiger Abschied aus dem Landtag 
Der designierte Polizeichef Adrian Hasler legt Mandat wie angekündigt nieder 

VADUZ - Zum letzten Mal nahm 
gestern der FBP-Abgeordnete 
Adrian Hasler sein Mandat als 
Volksvertreter im Landtag 
wahr. 
Ab 1. April 2004 wird der 40-jähri
ge Hasler seine neue berufliche Tä
tigkeit als Polizeichef und Nachfol
ger des interimistischen Polizei
chefs Martin Meyer antreten. Has
ler begründet seinen Rücktritt aus 
dem Landtag damit, dass das öf
fentliche Amt des Polizeichefs 
nicht mit dem Landtagsmandat ver
einbar sei. Für Hasler rückt der bis
herige stellvertretende Abgeordnete 
Marco Ospelt nach. Dieser wiede
rum wird aufgrund des Ergebnisses 
der letzten Landtagswahlen durch 
Bettina Kaiser ersetzt. 

Adrian Hasler wurde im Februar 
2001 mit 928 Stimmen und dem 

somit fünftbesten FBP-Resultat auf 
Anhieb als ordentliches Mitglied in 
den Landtag gewählt. 

Mit  viel Gespür für die Sache, 
aber auch durch seinen .Weitblick 
und Scharfsinn zeichnete sich Adri
an Hasler als bürgernaher Volksver
treter aus, der sich als mehrjähriger 
Bereichsleiter eines liechtensteini
schen Bankinstituts vor allem in Fi
nanzfragen mit konstruktiven und 
durchaus kritischen Voten profilier
te. Anlässlich der gestrigen Sitzung 
bedankte sich Landtagspräsident 
Klaus Wanger für den Einsatz sei
nes Fraktionskollegen und wünsch
te ihm für die berufliche und priva
te Zukunft alles Gute. 

Das Volksblatt schliesst sich die
sen Wünschen auch im Namen der 
Leserschaft gerne an: Lieber Adri
an, alles Gute und viel Erfolg! (pk) 

Landtagspräsident Klaus Wanger (links) verabschiedete gestern den 
FBP-Abgeordneten Adrian Hasler. 
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